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Hintergrund und Fragestellung  
Trotz stabiler Prävalenz des Opioidkonsums sind Betreuungen aufgrund opioidbezogener Störungen (OUD) in 
Deutschland seit Jahren rückläufig. Diese Trendauswertung der Deutschen Suchthilfestatistik (DSHS) beleuchtet zentrale 
Charakteristika der Hilfesuchenden, die in den letzten 15 Jahren wegen OUD Leistungen der ambulanten Suchthilfe in 
Anspruch genommen haben, sowie Merkmale des Versorgungsgeschehens. Ziel ist es, Erklärungsansätze für den 
Bedeutungsverlust von OUD abzuleiten und mögliche Implikationen für die Versorgung zu beschreiben. 

Methoden 
Die Analysen beruhen auf bundesweit an die DSHS übermittelten Daten aus ambulanten Beratungs- und 
Behandlungsstellen der Jahre 2009 bis 2023. Zur Einordnung der Relevanz von OUD wurde der Anteil an 
Betreuungszugängen mit Hauptdiagnose „OUD“ an der Gesamtheit der Betreuungszugänge aufgrund illegaler 
Substanzen im Zeitverlauf bestimmt. Zugleich wurde die Entwicklung von Betreuungszugängen aufgrund eines 
„polyvalenten Konsummusters“ analysiert. Soziodemographische und klinische Merkmale der Hilfesuchenden mit OUD 
sowie versorgungsbezogene Merkmale wurden auf Veränderungen im Zeitverlauf untersucht. 

Ergebnisse 
Unter allen Betreuungszugängen aufgrund illegaler Substanzen hat sich der Anteil an OUD mehr als halbiert (2009: 43%; 
2023: 19%). Parallel dazu hat sich der Anteil an Betreuungszugängen aufgrund eines „polyvalenten Konsummusters“ 
verfünffacht (2009: 2 %; 2023: 11 %). Die Hilfesuchenden mit OUD werden zunehmend älter (Anteil Altersgruppe 55+: 
2009: 1 %; 2023: 10%) und zeigen veränderte Konsumgewohnheiten (Anteil mit intravenösem Konsum (Lebenszeit): 
2009: 56%; 2023: 34%). Vorerfahrungen mit psychosozialer Begleitbetreuung bei Substitution (PSB) sind insbesondere 
seit 2018 rückläufig (2009: 51%; 2023: 37%) und Weitervermittlungen sind seltener geworden (2009: 38%; 2010: 28%). 

Diskussion und Schlussfolgerung 
Die abnehmende Relevanz opioidbezogener Störungen dürfte zumindest teilweise mit einer Verschiebung in die 
Diagnose „polyvalentes Konsummuster“ und dem Wegfall einer verpflichtenden PSB bei Substitution (seit 2017 lediglich 
Empfehlungscharakter) erklärbar sein. Veränderungen in der Altersstruktur und den Konsumgewohnheiten deuten 
zudem darauf hin, dass sich die Population der Hilfesuchenden mit OUD strukturell verändert. Dies könnte mit 
veränderten Hilfebedarfen und entsprechendem Anpassungsbedarf in der Versorgung einhergehen. 
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